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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Bundesrat

Lange Zeit waren die Gesamterneuerungswahlen des Bundesrats fast eine
Pflichtübung. Das hatte vor allem damit zu tun, dass die eidgenössischen Wahlen lange
Jahre kaum politische Verschiebungen nach sich zogen. Zwar war die alte Zauberformel
(2 CVP, 2 FDP, 2 SP, 1 SVP) mit dem Wahlerfolg der SVP stark hinterfragt und schliesslich
nach einigen Jahren der Transition mit mehr oder weniger gehässigen und
aufreibenden Regierungswahlen, der Nichtwiederwahl von Ruth Metzler (2003) sowie
Christoph Blocher (2007) und einem Intermezzo der BDP in der Regierung gesprengt
worden. Nach den eidgenössischen Wahlen 2015, dem Rücktritt von Eveline Widmer-
Schlumpf aus der nationalen Exekutive und dem Einzug eines zweiten SVP-
Regierungsmitglieds schien dann aber eine neue Formel gefunden: 2 FDP, 2 SP, 2 SVP, 1
CVP. 

Schon im Vorfeld der eidgenössischen Wahlen 2019 war freilich spekuliert worden, dass
die Grüne Partei die CVP hinsichtlich des Wähleranteils überflügeln könnte und damit
einen Anspruch auf einen Sitz in der nationalen Regierung hätte – umso mehr, wenn
sich die Grünen mit der GLP quasi zu einem gemeinsamen Sitz für die «Öko-Parteien»
zusammenraufen könnten, wie die Aargauer Zeitung spekulierte. Falls sich die CVP
halten könnte, wäre auch der Angriff auf einen der beiden FDP-Sitze denkbar, so die
Hypothese zahlreicher Medien. Die angegriffenen Parteien wehrten sich mit dem
Argument, dass eine Partei ihren Wahlerfolg zuerst bestätigen müsse, bevor sie einen
Anspruch auf eine Regierungsbeteiligung erhalten könne. Dies sei auch bei der SVP der
Fall gewesen – so etwa FDP-Parteipräsidentin Petra Gössi (fdp, SZ) bereits Mitte August
2019 in der Zeitung Blick. Zudem dürfe nicht nur der Wähleranteil bei den
Nationalratswahlen in die Berechnung einfliessen, sondern man müsse auch die
Vertretung im Ständerat berücksichtigen. Martin Bäumle (glp, ZH), Ex-Präsident der
GLP, gab zudem zu verstehen, dass ein Öko-Lager aus GP und GLP kaum denkbar sei; zu
unterschiedlich sei man in diversen Sachfragen. Ebenfalls früh wurde in den Medien
über einen möglichen Rücktritt von Ueli Maurer spekuliert, was aus der vermeintlichen
Pflichtübung eine spannende Wahl gemacht hätte. Maurer gab dann allerdings Anfang
November bekannt, noch eine weitere Legislatur anzuhängen. 

Die aussergewöhnlichen Erfolge der Grünen Partei bei den eidgenössischen Wahlen
2019 gaben dann den Diskussionen über die parteipolitische Zusammensetzung des
Bundesrats sehr rasch wieder ganz viel Nahrung und schafften Raum für allerlei
Reformvorschläge zur Bestimmung der Landesregierung. In der Tat hatten die Grünen
mit 13 Prozent Wähleranteil die CVP (11.4%) deutlich überflügelt und als viertstärkste
Partei abgelöst. Die GLP kam neu auf 7.8 Prozent. Die NZZ rechnete vor, dass die
aktuelle Regierung so wenig Wählerinnen und Wähler vertrete wie zuletzt vor 60 Jahren.
Die Grünen und die Grünliberalen hätten rein rechnerisch ein Anrecht auf je einen
Bundesratssitz. 
Neben den medial zahlreich vorgetragenen Berechnungen wurde allerdings auch
inhaltlich und historisch argumentiert. Der Einbezug in die Regierung sei immer auch an
den Umstand geknüpft gewesen, dass eine Oppositionspartei auch in verschiedenen
Sachthemen glaubhaft ihre Referendumsmacht ausspielen könne, wurde etwa
argumentiert. Zwar sei das Klimathema wichtig und würde wohl auch nachhaltig
bleiben, die Grünen und die GLP müssten aber – wie auch die SVP mit ihren
gewonnenen Volksbegehren – mit Abstimmungserfolgen ihren Anspruch noch
untermauern, so ein Kommentar in der NZZ. Die Grünen würden trotz Wahlgewinnen
keinen Regierungssitz erhalten, weil «niemand Angst vor ihnen hat», wie die Aargauer
Zeitung diesen Umstand verdeutlichte. Argumentiert wurde zudem, dass eine «Abwahl»
– eigentlich handelt es sich um eine Nichtwiederwahl – nicht dem politischen System
der Schweiz entspreche. Es brauche mehrere Wahlen, bei denen sich eine Partei
konsolidieren müsse, um die Stabilität in der Regierung auch über längere Zeit zu
gewährleisten, kommentierte dazu der Blick. 

Der Tages-Anzeiger führte gar eine Umfrage durch, die aufzeigte, dass eine Mehrheit
der Befragten die Zeit für einen grünen Bundesrat noch nicht für gekommen hielt. Wer
ein grünes Bundesratsmitglied jedoch befürwortete (rund 40% der Befragten),
wünschte sich, dass dies auf Kosten eines Sitzes der SVP (50%) oder der FDP (21%), aber

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 11.12.2019
MARC BÜHLMANN
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eher nicht auf Kosten der CVP (10%) oder der SP (6%) gehen solle. 
Für die WoZ war allerdings klar: «Cassis muss weg!» In der Tat forderte auch Regula
Rytz (gp, BE) via Medien, dass die FDP freiwillig auf einen Sitz verzichte, da sie als
lediglich drittgrösste Partei keinen Anspruch auf zwei Sitze habe. In der Folge schienen
sich die Medien dann in der Tat vor allem auf den zweiten Sitz der FDP einzuschiessen.
Freilich wurden auch andere Modelle diskutiert – so etwa ein von Christoph Blocher in
der Sonntagszeitung skizziertes Modell mit der SVP, die zwei Sitze behalten würde, und
allen anderen grösseren Parteien (SP, FDP, CVP, GP, GLP) mit je einem Sitz –, «sämtliche
Planspiele» drehten sich aber «um einen Namen: Aussenminister Ignazio Cassis»,
fasste die Aargauer Zeitung die allgemeine Stimmung zusammen. Er sei «der perfekte
Feind», «visionslos und führungsschwach». Der Aussenminister befinde sich im
«Trommelfeuer» befand die Weltwoche. Häufig wurde seine Haltung im Europadossier
kritisiert und entweder ein Rücktritt oder wenigstens ein Departementswechsel
gefordert. Mit Ersterem müsste allerdings die Minderheitenfrage neu gestellt werden,
war doch die Vertretung des Tessins mit ein Hauptgrund für die Wahl Cassis im Jahr
2017. Der amtierende Aussenminister selber gab im Sonntags-Blick zu Protokoll, dass er
sich als Tessiner häufig benachteiligt fühle und spielte so geschickt die
Minderheitenkarte, wie verschiedene Medien tags darauf kommentierten. Die
Sonntags-Zeitung wusste dann noch ein anderes Szenario zu präsentieren: Einige SVP-
Parlamentarier – das Sonntagsblatt zitierte Andreas Glarner (svp, AG) und Mike Egger
(svp, SG) – griffen Simonetta Sommaruga an und forderten, dass die SP zugunsten der
Grünen auf einen Sitz verzichten müsse. Die CVP sei in «Versuchung», wagte sich dann
auch die NZZ in die Debatte einzuschalten. Würde sie Hand bieten für einen grünen Sitz
auf Kosten der FDP, dann könnte sie im Bundesrat «das Zünglein an der Waage» spielen
und Mehrheiten nach links oder nach rechts schaffen. Die NZZ rechnete freilich auch
vor, dass grün-links mit zusammen rund 30 Prozent Wähleranteil mit drei von sieben
Regierungssitzen klar übervertreten wäre, denn die GLP dürfe man nicht zu den Grünen
zählen. Dies hatten vor allem die Grünen selbst implizit immer wieder gemacht, indem
sie vorrechneten, dass die GLP und die GP zusammen auf 21 Prozent Wähleranteile
kämen. 

Neben Kommentaren und Planspielen warteten die Medien auch mit möglichen grünen
Bundesratsanwärterinnen und -anwärtern auf. Häufig gehandelte Namen waren die
scheidende Parteipräsidentin Regula Rytz, die Waatländer Staatsrätin Béatrice Métraux
(VD, gp), die Neo-Ständerätin Maya Graf (gp, BL), der Berner alt-Regierungsrat Bernhard
Pulver (BE, gp), der amtierende Fraktionschef der Grünen, Balthasar Glättli (gp, ZH) oder
der Zürcher Nationalrat Bastien Girod (gp, ZH). Ins Gespräch brachte sich zudem der
Genfer Staatsrat Antonio Hodgers (GE, gp). 

Die Grünen selber gaben sich lange Zeit bedeckt und waren sich wohl auch bewusst,
dass eine Kampfkandidatur nur geringe Chancen hätte. Sie entschieden sich zwar an
ihrer Delegiertenversammlung Anfang November in Bern für eine forschere Gangart und
forderten einen grünen Bundesratssitz – Regula Rytz sprach davon, dass vorzeitige
Rücktritte aus dem Bundesrat ein Ärgernis seien, weil sie Anpassungen nach
Wahlverschiebungen erschweren würden. Mit der Forderung war einstweilen aber noch
kein Name verknüpft, was der Partei prompt als «Lavieren» ausgelegt wurde (Blick).
«Der grüne Favorit», wie der Tages-Anzeiger Bernhard Pulver betitelte, sagte Mitte
November, dass er nicht zur Verfügung stehe. Auch der Berner Stadtpräsident Alec von
Graffenried (BE, gp) und die Aargauer alt-Regierungsrätin Susanne Hochuli (AG, gp), die
ebenfalls als Kandidierende gehandelt worden waren, sagten via Medien, dass sie nicht
zur Verfügung stünden. 
Die «Kronfavoritin» (Tages-Anzeiger) Regula Rytz ihrerseits stand im zweiten Umgang
der Ständeratswahlen im Kanton Bern. Ihr wurden intakte Chancen eingeräumt und
wohl auch um diese nicht zu gefährden, versicherte sie, dass sie auf eine
Bundesratskandidatur verzichten würde, sollte sie für den Kanton Bern in die kleine
Kammer gewählt werden. Da sie dies allerdings verpasste, kündigte die Bernerin rund
20 Tage vor den Bundesratswahlen ihre Kandidatur an – noch bevor die Fraktion
offiziell beschlossen hatte, eine Kandidatur einzureichen. Nach einer solchen
Richtungswahl, wie es die eidgenössischen Wahlen gewesen seien, könne man nicht
einfach zur Tagesordnung übergehen, erklärte sie gegenüber der Presse. Sie wolle für
die Menschen und die Natur Verantwortung übernehmen. Ihr Angriff gelte aber nur dem
FDP-Sitz von Ignazio Cassis. Würde sie für ein anderes Regierungsmitglied gewählt,
würde sie die Wahl nicht annehmen – so die Bernerin. Die Fraktion der Grünen gab
dann allerdings tags darauf bekannt, dass es nicht um die Person, sondern um die
Übervertretung der FDP gehe. Ein Angriff auf Karin Keller-Sutter schien damit nicht
wirklich ausgeschlossen. Die nach aussen als wenig abgesprochen erscheinende
Strategie für die Ansage der Kampfwahl brachte der GP Kritik ein. Die Partei zeige sich
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«unbeholfen» und der Start sei «misslungen», urteilte etwa die NZZ. Auch die
Weltwoche redete von einem «verpatzten Start» und die Sonntagszeitung sprach gar
von dilettantischem Vorgehen. Es sei, als wären die Grünen ein Sprinter, der kurz vor
dem Ziel auf die Uhr schaue und sich hinknie, um die Schuhe zu binden, so die Zeitung
weiter. 

Eine medial oft diskutierte Frage im Vorfeld der Wahlen war, welche Parteien die
Grünen in ihrem Anliegen unterstützen würden. Klar schien, dass die FDP nicht Hand
bieten würde. Auch die SVP würde – wenn überhaupt – die GP nur auf Kosten der SP
unterstützen. Die CVP bzw. die neue Mitte-Fraktion (CVP zusammen mit BDP und EVP)
entschied, Rytz nicht einmal zu einem Hearing einzuladen. Man sei nicht gegen eine
grüne Vertretung in der Regierung, es sei aber «etwas zu früh», liess sich CVP-
Parteipräsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) in der Sonntagszeitung zitieren. Die GLP und
die SP gaben bekannt, Rytz vor den Wahlen anhören zu wollen. Für Schlagzeilen sorgte
dabei SP-Parteipräsident Christian Levrat (sp, FR), der die CVP aufforderte,
mitzuhelfen, die Grünen in die Regierung zu hieven. Die Schweiz wäre sonst die einzige
Demokratie, in der Wahlen keine Auswirkungen auf die Regierungszusammensetzung
hätten. Zudem würde sich die Weigerung der CVP wohl über kurz oder lang rächen. Bei
der GLP zeigte sich das Dilemma zwischen ökologischem und liberalem Gedankengut.
Insbesondere in der Europafrage fanden sich die GLP und der amtierende
Aussenminister eher auf der gleichen Linie. Für Rytz spreche das ökologische Anliegen,
gegen sie ihre eher linke Ausrichtung, erklärte Tiana Moser (glp, ZH) dann den Entscheid
für Stimmfreigabe der GLP. Zudem würde Rytz ohne Absprache mit den Grünliberalen
den «Sitz der Ökokräfte» für sich beanspruchen. Letztlich stellte sich einzig die SP-
Fraktion offiziell hinter Rytz. Die eher laue Unterstützung und der Versuch der
amtierenden Regierungsparteien, die eigene Macht zu zementieren, mache das
Unterfangen «grüne Bundesrätin» für Regula Rytz zu einer «mission impossible», fasste
die Zeitung Le Temps die Situation dann kurz vor den Wahlen zusammen. 

Nicht die Medien, nicht Umfragen und «nicht die Wahlprozente» (NZZ), sondern die
Vereinigte Bundesversammlung bestimmt freilich letztlich, welche Parteien in der
Regierung vertreten sein sollen. Und diese Entscheidung brachte das Resultat, das viele
im Vorfeld aufgrund der Aussagen der verschiedenen Parteien auch erwartet hatten:
die Wiederwahl aller Amtierenden und das Scheitern des Angriffs der Grünen. Auch die
Ansprachen der Fraktionschefinnen und -chefs im Vorfeld der einzelnen Wahlen – die
Erneuerungswahlen finden in der Reihenfolge der Amtszeit der Bundesratsmitglieder
statt –  machten dies bereits deutlich. Die CVP plädierte für Konkordanz und Stabilität
und die SVP betonte, dass zum Erfolgsmodell Schweiz die angemessene Vertretung der
Landesteile in der Regierung gehöre – die Diskriminierung der kleinsten Sprachregion
durch die Grüne Partei sei abzulehnen. Die GLP erklärte, dass die Stärkung der
ökologischen Anliegen und der Wähleranteil der Grünen zum Vorteil für Rytz gereiche,
ihre Positionierung am linken Rand und der fehlende Anspruch von links-grün auf drei
Sitze aber gegen sie spreche. Die SP erklärte, die Zauberformel sei keine exakte
Wissenschaft, aber die beiden stärksten Parteien sollten zwei Sitze und die restlichen
jeweils einen Sitz erhalten, was für Regula Rytz spreche. Die Fraktion der Grünen
geisselte den Umstand, dass die Regierungsparteien während der Legislatur Sitze
«austauschten» und so bewusst verunmöglichten, dass das Parlament die Resultate
nach eidgenössischen Wahlen berücksichtigen könne. Die FDP schliesslich wollte sich
einer künftigen Diskussion um eine Anpassung der Zusammensetzung des Bundesrats
nicht verschliessen, amtierende Regierungsmitglieder dürften aber nicht abgewählt
werden. 

Der Angriff der Grünen folgte bei der fünften Wahl, auch wenn der Name Regula Rytz
schon bei der Bestätigungswahl von Simonetta Sommaruga auftauchte. Gegen die 145
Stimmen, die Ignazio Cassis erhielt, war Regula Rytz jedoch chancenlos. Sie erhielt 82
Stimmen, was in den Medien als schlechtes Abschneiden kommentiert wurde, hätten
doch die Grünen (35 Stimmen) und die SP (48 Stimmen) in der Vereinigten
Bundesversammlung gemeinsam über 83 Stimmen verfügt. Weil darunter sicherlich
auch ein paar CVP- und GLP-Stimmen seien, müsse dies wohl so interpretiert werden,
dass einige SP-Parlamentarierinnen und -Parlamentarier die grüne Konkurrenz
fürchteten; Ignazio Cassis könne hingegen zufrieden sein. Von den 244 Wahlzetteln
waren 6 leer geblieben und 11 enthielten andere Namen als «Rytz» oder «Cassis». 
Schon zuvor hatten die meisten Parlamentsmitglieder auf Experimente verzichtet. Bei
der ersten Wahl wurde der amtsälteste Bundesrat, Ueli Maurer, mit 213 von 221 gültigen
Wahlzetteln gewählt. 23 der 244 ausgeteilten Bulletins waren leer geblieben und acht
auf Diverse entfallen. Beim Wahlgang für Simonetta Sommaruga entfielen 13 Stimmen
auf Regula Rytz und 13 Stimmen auf Diverse. Da ein Wahlzettel ungültig war und 25 leer
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blieben, durfte sich die künftige Bundespräsidentin über 192 Stimmen freuen. Alain
Berset erhielt 214 Stimmen. Bei ihm waren 14 Wahlzettel leer geblieben und 16 auf
Diverse entfallen. Die Anzahl ungültige (1) und Leerstimmen (39) wuchs dann bei Guy
Parmelin wieder an, so dass der Wirtschaftsminister noch 191 Stimmen erhielt – 13
Stimmen entfielen auf Diverse. Einen eigentlichen «Exploit» (Tages-Anzeiger) erzielte
Viola Amherd bei der sechsten Wahl. Mit 218 Stimmen erhielt sie die zweitmeisten
Stimmen der Geschichte; nur Hans-Peter Tschudi hatte 1971 mehr Stimmen erhalten,
nämlich 220. Elf Stimmen blieben leer und 14 entfielen auf Diverse. Eingelangt waren
nur noch 243 Wahlzettel. Ein etwas seltsames Gebaren zeigt sich bei der letzten Wahl.
Karin Keller-Sutter wurde zwar auch hier im Amt bestätigt, sie erhielt aber lediglich 169
Stimmen, da von den 244 ausgeteilten Wahlzetteln 37 leer und einer ungültig eingelegt
wurden und 21 Stimmen auf Marcel Dobler (fdp, SG) sowie 16 auf Diverse entfielen. In
den Medien wurde spekuliert, dass dies wohl eine Retourkutsche vor allem von
Ostschweizer SVP-Mitgliedern gewesen sei, weil Keller-Sutter sich im St. Galler
Ständeratswahlkampf zugunsten von Paul Rechsteiner (sp, SG) ausgesprochen habe.    

Der Angriff der Grünen sei zwar gescheitert, dies könne für die Partei aber auch
befreiend sein, könne sie nun doch Oppositionspolitik betreiben und mit Hilfe der
direkten Demokratie den Druck auf die anderen Parteien erhöhen, urteilte Le Temps
nach den Wahlen. Ihr Anspruch auf einen Bundesratssitz sei nach diesen
Bundesratswahlen nicht einfach vom Tisch, kommentierte Balthasar Glättli. In
zahlreichen Medien wurde zudem die Stabilität des politischen Systems betont – auch
der Umstand, dass es zu keinem Departementswechsel kam, obwohl kurz über einen
Wechsel zwischen Alain Berset und Ignazio Cassis spekuliert worden war, wurde als
Indiz dafür gewertet. Doch Stabilität bedeute nicht Stillstand; die neuen Mehrheiten im
Nationalrat müssten sich auch auf die Diskussionen um eine neue Zauberformel
auswirken – so die einhellige Meinung der Kommentatoren. An einem vor allem von der
CVP geforderten «Konkordanzgipfel» sollten Ideen für die künftige Zusammensetzung
der Landesregierung beraten werden. Entsprechende Gespräche wurden auf Frühling
2020 terminiert. 1

Parlamentsmandat

Gleich drei Mal kam es in der Wintersession 2019 zu Vereidigungen im neu gewählten
Ständerat. Da die 2. Wahlgänge im Kanton Zug am 17. November und in den Kantonen
Basel-Landschaft und Schwyz erst am 24. November stattgefunden hatten, brauchten
die Regierungen dieser drei Kantone aufgrund der Rekursfristen länger für die
Validierung der jeweiligen Wahlen, so dass Matthias Michel (fdp, ZG) am 3. Dezember
und Maya Graf (gp, BL) sowie Othmar Reichmuth (cvp, SZ) erst am 4. Dezember im
Ständerat Einsitz nehmen konnten. Besonders speziell im Fall von Maya Graf, die im
Gegensatz zu ihren beiden neuen Ratskollegen nicht die Eidesformel («Ich schwöre vor
Gott dem Allmächtigen, die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten
meines Amtes gewissenhaft zu erfüllen»), sondern das Gelübde ablegte («Ich gelobe,
die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten meines Amtes
gewissenhaft zu erfüllen»), war der Umstand, dass die Baselbieterin zwei Tage zuvor als
Alterspräsidentin die Wintersession im Nationalrat eröffnet hatte. Die Vereidigung aller
übrigen neu gewählten Ständerätinnen und Ständeräte fand am ersten Tag der neuen
Legislatur, also schon am 2. Dezember statt.  
Thierry Burkart (fdp, AG), Marco Chiesa (svp, TI), Andrea Gmür-Schönenberger (cvp, LU),
Charles Juillard (cvp, JU), Hansjörg Knecht (svp, AG), Marianne Maret (cvp, VS), Werner
Salzmann (svp, BE), Jakob Stark (svp, TG), Heidi Z'graggen (cvp, UR) und Mathias Zopfi
(gp, GL) wurden vereidigt; Philippe Bauer (fdp, NE), Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU),
Marina Carobbio Guscetti (sp, TI), Johanna Gapany (fdp, FR), Eva Herzog (sp, BS), Lisa
Mazzone (gp, GE), Carlo Sommaruga (sp, GE), Adèle Thorens Goumaz (gp, VD) und Céline
Vara (gp, NE) legten das Gelübde ab.
Insgesamt wurden also 22 neue Ratsmitglieder vereidigt, eine Rekordzahl in der
Geschichte des Bundesstaates. Damit wurde fast die Hälfte der Sitze in der kleinen
Kammer neu besetzt. 11 der 22 Neuen waren sowohl in den Nationalrat als auch in den
Ständerat gewählt worden. Sie mussten sich – da laut Bundesverfassung ein
Doppelmandat nicht möglich ist – für eines der beiden Mandate entscheiden, wie dies
das Büro-SR in seinem Bericht zur Feststellung der Unvereinbarkeiten (19.058)
festhielt. 2

WAHLGESCHÄFT
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Bereits eine Woche nach Beginn der ersten Session der 51. Legislatur kam es zur ersten
Mutation im Nationalrat. Florence Brenzikofer (gp, BL) legte das Gelübde ab, nachdem
ihre Wahl formell festgestellt worden war. Die 44-jährige Grüne ersetzte die im zweiten
Umgang in den Ständerat gewählte Maya Graf (gp, BL). Aufgrund der Rekursfristen im
Kanton Basel-Landschaft hatte Graf erst zwei Tage nach Sessionsbeginn in der kleinen
Kammer vereidigt werden können und hatte – als Alterspräsidentin amtend – deshalb zu
Beginn der Session noch im Nationalrat Platz genommen. Brenzikofer war auf der Liste
der Grünen Basel-Landschaft auf den ersten Ersatzplatz gewählt worden. 3

WAHLGESCHÄFT
DATUM: 09.12.2019
MARC BÜHLMANN

Föderativer Aufbau

Territorialfragen

Am 28. September 2014 entschieden sich die Stimmbevölkerungen von Basel-Stadt und
Basel-Landschaft, nicht zu einem einzigen Kanton Basel zu fusionieren. Zur Debatte
gestanden hatte die Einsetzung eines Verfassungsrates, der aus 75 Vertretern des Land-
und aus 50 Vertretern des Stadtkantons hätte bestehen und die Rahmenbedingungen in
einem mehrjährigen Prozess hätte ausarbeiten sollen, die in einen anschliessenden,
noch einmal zur Abstimmung stehenden Zusammenschluss hätten münden können.
Doch nicht einmal diese unverbindlichen Vorarbeiten für eine Fusion fanden die Gnade
der Stimmbürgerinnen und Stimmbürger. In der Stadt gab es ein laues Ja; vor allem die
Baselbieter standen einer Fusion aber sehr skeptisch gegenüber. Die Regierung von
Basel-Landschaft hatte sich bereits 2013 mit 3 zu 2 Stimmen gegen das ursprüngliche
Initiativbegehren ausgesprochen. Mitte Januar 2014 gab die Stadt-Regierung die
Empfehlung für ein Fusionsvorprojekt ab. Die Lebensräume seien mit den
Kantonsgrenzen nicht mehr kongruent. 
In der Folge kam es zu einem eigentlichen Hick-Hack um die Abstimmungsvorlage. Zwar
erklärte Ende Januar auch der Baselbieter Landrat die Fusionsinitiative für rechtsgültig
– einzig die SVP stimmte geschlossen gegen den Antrag. Mitte April wurde neben der in
beiden Kantonen gleichlautenden Initiative aber noch ein von der städtischen
Regiokommission ausgearbeiteter Gegenvorschlag vorgelegt. Dieser sah einen
Verfassungsrat vor, der nicht wie von der Initiative verlangt 120 paritätisch auf die
beiden Kantone aufgeteilte Mitglieder umfassen sollte, sondern deren 100, wobei 40
aus der Stadt und 60 aus dem Baselbiet stammen sollten. Das baselstädtische
Parlament veränderte den Gegenvorschlag Mitte Mai schliesslich auf die Formel 50 zu
75. Auf der einen Seite wurde dies als Geste des Stadtkantons zugunsten einer
wohlwollenden Prüfung durch den Landkanton gedeutet, auf der anderen Seite aber als
Nachbesserung eines demokratischen Murks interpretiert. An den Grundeinstellungen
änderte sich jedoch auch mit dem Gegenvorschlag nichts. Die Regierung von Basel-
Landschaft blieb – mit Ausnahme des Grünen Isaac Reber – bei ihrem Nein. Eine engere
Zusammenarbeit sei sinnvoller als eine Fusion. Trotzdem einigte sich eine Woche
später auch der Baselbieter Landrat knapp auf den Gegenvorschlag. Neben der SVP
äusserten sich dazu auch FDP, BDP und CVP skeptisch. Die emotional angeheizte
Stimmung wurde deutlich, als die SVP während der Debatte statt eines Votums die
Baselbieter Hymne anstimmte und sich die Regierung dabei spontan erhob. Trotz der
kritischen Einwände sprach sich die Mehrheit des Parlments des Kantons Basel-
Landschaft dafür aus, der Bevölkerung den Gegenvorschlag vorzulegen. Da letztlich
beide Kantonsparlamente nach einigen weiteren kleineren aber letztlich erfolglosen
Scharmützeln den Gegenvorschlag auch in zweiter Lesung guthiessen, wurden beide
Initiativen zurückgezogen. In beiden Kantonen stand also nur noch der Gegenvorschlag
zur Abstimmung. Obgleich der Baselbieter Landrat den Gegenvorschlag angenommen
hatte, konnte er sich nicht zu einer Abstimmungsempfehlung durchringen. Obwohl SVP
und FDP für eine Nein-Empfehlung optiert hatten, obsiegte letztlich der
Kompromissvorschlag: Ein Parlament könne nicht zuerst einen Vorschlag gutheissen
und diesen dann zur Ablehnung empfehlen. Die Regierung empfahl mehrheitlich ein
Nein, was im Abstimmungsbüchlein dann auch wesentlich deutlicher sichtbar war als
die  Stimmfreigabe, was wiederum von einigen Befürwortern der Fusion heftig kritisiert
wurde.
Bereits im Vorfeld der Parlamentsdebatten waren Fusionsstudien angeregt worden, um
eine bessere Grundlage für den Entscheid bereitzustellen. Eine Simulationsstudie war
aber schon 2012 von beiden Kantonsregierungen abgelehnt worden und eine durch den
Verein „Regio Basilensis“ angeregte Evaluation scheiterte an fehlenden Finanzen. Grund
für die Ablehnung war, dass es ja noch nicht um eine Fusion gehe, sondern gerade der
geplante Verfassungsrat solche Eckdaten ausarbeiten solle. Umso mehr Interesse
weckten die Untersuchungen, die im Vorfeld der Abstimmung zur Verfügung standen.
Die alljährliche UBS-Studie der kantonalen Wettbewerbsfähigkeit etwa, die in der Regel
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als Grundlage für Standortmarketing dient, gewichtete die Werte für beide Basel
zusammen. Sie kam zum Schluss, dass ein fusioniertes Basel noch mehr
Wettbewerbsfähigkeit aufweisen würde als der Stadt-Kanton alleine, der im Jahr 2013
immerhin als drittstärkster Kanton eingestuft worden war. Weil viele Firmen bereits
über die Kantonsgrenzen hinweg vernetzt seien, könnten mit einem kantonalen
Zusammenschluss viele administrative Hürden abgebaut und die Wettbewerbsfähigkeit
verbessert werden. Im September wies eine weitere Studie der Credit Suisse darauf
hin, dass Basel-Landschaft für Unternehmen steuerlich attraktiver sei als Basel-Stadt,
was bei einer Fusion etwa in Form hoher kommunaler Steuerautonomie berücksichtigt
werden müsste. Die Studie wies zudem darauf hin, dass ein vereinigtes Basel wohl
weniger Mittel aus dem nationalen Finanzausgleich erhalten würde. Eine eindeutige
Empfehlung für oder gegen eine Fusion liess sich von den unabhängigen Evaluationen
allerdings nicht ableiten. Dies kam eher den Fusionsgegnern zupass, da es den
Befürwortern so nicht gelang, mit objektiv fundierten sachlichen Argumenten für ein
Fusionsprojekt zu werben. 
Die Stimmung in der Bevölkerung liess sich bereits an den Fasnachtssujets ablesen,
stiess doch die Kantonsfusion in den Baselbieter Schnitzelbänken grossmehrheitlich auf
starke Ablehnung. Die Fronten im Abstimmungskampf waren ebenfalls früh bezogen.
Die SVP, die sich als Gegnerin auf beiden Seiten der zur Disposition stehenden
Kantonsgrenze profilierte, stellte bereits ein Jahr vor den Baselbieter
Gesamterneuerungswahlen 90 Grossratskandidierende als Botschafter gegen die
Fusion auf. Parteipräsident Oskar Kämpfer (BL, svp) erhoffte sich damit auch bessere
Chancen für die kantonalen Wahlen von 2015. Von den Parteien im Baselbiet sagte auch
die BDP dezidiert Nein zu einer Fusionsprüfung. Die FDP beschloss ebenfalls die Nein-
Parole, wogegen allerdings die Jungfreisinnigen opponierten. Die CVP, in der sich
Befürworter und Gegner die Waage hielten, entschied sich für Stimmfreigabe. Die SP,
die GP und die GLP sowie die EVP, welche ihre Parole gemeinsam mit ihrer Schwester
aus der Stadt fasste, empfahlen den Vorschlag zur Annahme. Im Stadtkanton empfahlen
alle Parteien (SP, GP, FDP, LDP, GLP, EVP und CVP) mit Ausnahme von SVP und BDP ein
Ja zum Vorprojekt für eine Fusion. 
Im Kanton Basel-Landschaft fanden sich während der Abstimmungskampagne, die in
den Medien praktisch täglich in Meinungsbeiträgen ausgefochten wurde, nur wenige
Befürworter, denen vor allem die CVP-Nationalrätin Elisabeth Schneider-Schneiter
(cvp, BL) eine Stimme gab. Auf der Gegnerseite war ein Komitee ‚Pro Baselbiet‘ mit
umfangreichen Aktionen – darunter etwa die stark umstrittenen Höhenfeuer in fast
allen Baselbieter Gemeinden – sehr aktiv. Der bikantonale Verein ‚Ein Basel‘, der
ursprünglich die Initiativen eingereicht hatte, wurde hingegen lange Zeit kaum
wahrgenommen. Für etwas mehr Wind sorgte ‚Jugend für ein Basel‘, eine Organisation,
der Jungparteien mit Ausnahme der jungen SVP angehörten. Die Meinungen über ein
Fusionsprojekt schienen umso negativer, je weiter weg von der Stadt eine Gemeinde
war. Vor allem die Oberbaselbieter Gemeinden fürchteten bei einer Fusion den Verlust
der eigenen Identität. Eine Verstärkung der Verstädterung durch eine Fusion würde sie
noch stärker an den Rand drängen. Im Gegensatz zum Landkanton verlief der
Abstimmungskampf in der Stadt auffallend emotionslos.  
Wenig überraschend gab es beim Urnengang am 28. September ein deutliches Nein aus
dem Landkanton und lediglich ein lauwarmes Ja in der Stadt. Mit total 68,3% lehnte
eine deutliche Mehrheit der Baselbieter Bevölkerung die Vorstufe für eine mögliche
Fusion ab. In keiner Gemeinde im Kanton Basel-Landschaft fand sich eine Ja-Mehrheit
und die deutlichsten Nein-Mehrheiten zeigten sich – wenig erstaunlich – im
Oberbaselbiet. In einigen kleineren Dörfern betrug der Nein-Anteil gar über 90%.
Obwohl die Stadtbevölkerung das Projekt mit 54,9% guthiess, war die Idee einer Fusion
beider Basel somit für die nächsten Jahrzehnte wieder vom Tisch. Das Nein wurde auch
damit begründet, dass die Fusionsbefürworter keine klaren Vorteile eines
Zusammengehens aufzeigen konnten und zu wenig stark für ihre Idee aufgetreten
waren. Letztlich sei die Unsicherheit eines Fusionsprojektes zu gross gewesen. In der
Tat schienen Fakten unwichtig, Emotionen dafür umso wichtiger zu sein. Es wurde
weitaus häufiger über Symbolik – von historischen Schlachten über mögliche
Hauptstädte bis hin zur Bewilligung von Höhenfeuern als Mahnmale gegen die Fusion –
als über mögliche zukünftige Projekte diskutiert. Ob das Resultat nun in eine vertiefte
Partnerschaft mündet, wie dies von den Fusionsgegnern immer wieder betont worden
war, bleibt abzuwarten. Die unterschiedlichen Haltungen in den beiden Halbkantonen
dürften eine thematische Partnerschaft eher erschweren. Vielmehr dürften die
während der Kampagne gepflegten, alten Reminiszenzen noch eine Weile kochen und
entfremdend wirken. Freilich hatten auch das Nein der Baselbieter und das Ja der
Baselstädter im Jahr 1969, wo eine Fusion an der Urne abgelehnt worden war, zu
stärkerer Zusammenarbeit geführt. Es scheint zumindest fraglich, ob dies in einer Zeit,
in der die Differenzen zwischen städtischen und ländlichen Gebieten eher zu wachsen
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scheinen, in ähnlichem Umfang möglich sein wird. 
Kurz nach dem Urnengang wurde eine alte Idee wieder aufgewärmt, nämlich den
Landkanton zu einem Vollkanton zu machen. In der Tat war diese Idee seit 1988
Bestandteil der Baselbieter Verfassung. Allerdings waren bisher mehrere Vorstösse in
diese Richtung von Baselbieter wie auch Baselstädter Parlamentariern in Bern erfolglos
geblieben. Auch den neuen Ideen wurden kaum Chancen eingeräumt. Allerdings waren
die Bemühungen in letzter Zeit deshalb gebremst worden, weil eine mögliche Fusion
zur Debatte stand, die nun ja zumindest für einige Jahre wieder vom Tisch ist. Auch Alt-
Nationalrat Rudolf Gysin (BL, fdp) schaltete sich mit einer Regio-Kooperationsinitiative
und einer Vollkanton-Initiative wieder in die Diskussionen ein. 4

Wahlen

Wahlen in kantonale Parlamente

So früh wie in den letzten 50 Jahren nie mehr, nämlich auf den 8. Februar 2015, setzten
Regierung und Landrat die Gesamterneuerungswahlen im Kanton Basel Landschaft an.
Weil der Wahltermin nicht auf eine eidgenössische Abstimmung und nicht in die
Schulferien fallen soll, habe sich einzig dieser frühe Termin angeboten, erklärte die
Landeskanzlei. Allerdings wurde dieser Entscheid kritisiert, da Weihnachten und
Neujahr einen Wahlkampf praktisch verhinderten bzw. arg verkürzten. Insbesondere die
SVP monierte, dass dadurch vor allem die Bisherigen begünstigt würden. 
Von diesen insgesamt 90 Bisherigen stellten sich für die Wahlen 2015 elf nicht mehr zur
Wiederwahl. Gleich vier Rücktritte musste die SP, die in Liestal bisher über 21 Sitze
verfügte, verkraften – darunter war auch ihr Parteisekretär Ruedi Brassel (BL, sp), der
als profilierter Politiker mit 16 Jahren im Amt aufgrund der Amtszeitbeschränkung auf
vier Legislaturen nicht mehr antreten durfte. Bei der FDP (bisher 14 Sitze), der SVP und
der CVP traten jeweils zwei Bisherige nicht mehr an und die BDP musste den Rücktritt
des 2011 noch für die SVP gewählten Urs-Peter Moos bekannt geben. Moos war 2013 in
die BDP übergetreten. Weil aber auch die BDP mit Peter H. Müller 2012 einen
Frontenwechsel hatte hinnehmen müssen – Müller hatte 2012 zur CVP gewechselt –,
blieb die BDP bei ihren vier Mandaten. Die SVP hatte bei den letzten Wahlen 24 und die
CVP 8 Sitze erhalten. Aufgrund dieser Parteiwechsel sassen vor den Wahlen noch 23
Vertreterinnen und Vertreter der SVP, aber deren 9 von der CVP im Landrat. 
Die 79 wieder antretenden Landrätinnen und Landräte wurden von 518 Bewerberinnen
und Bewerbern herausgefordert. Mit total 597 Kandidierenden traten also etwas
weniger Personen an als noch bei den Wahlen 2011 – damals hatten 617 Kandidatinnen
und Kandidaten um die Gunst der Baselbieter Bevölkerung gebuhlt. Im Vergleich zu 2011
zugenommen hatte hingegen der Frauenanteil auf den verschiedenen Listen: Mit 231
Frauen betrug dieser 38.8 Prozent (2011: 35.0%). 
Die Kandidierenden verteilten sich auf total 8 Parteien. Neben der SP, der FDP, der SVP,
der BDP und der CVP traten auch die GLP (bisher 3 Sitze), die Grünen (8 Sitze) und die
EVP (4 Sitze) an. Einzig die CVP kandidierte nicht in allen 12 Wahlkreisen. Ihr war es
bisher nicht gelungen, sich im Oberbaselbiet zu etablieren: In den drei Wahlkreisen
Sissach, Gelterkinden und Waldenburg traten die Christlichdemokraten entsprechend
gar nicht an. Im Gegensatz zu 2011 nahmen die SD nicht mehr an den Wahlen teil. Die
Partei, für die der Kanton Basel-Landschaft einst eine Hochburg dargestellt hatte, und
die an ihrem Höhepunkt 1999 neun Mandate innegehabt hatte, schien im Baselbiet
langsam von der Bildfläche zu verschwinden. 
Die SVP durfte sich zwar einerseits aufgrund des Abstimmungssieges bei der
Fusionsfrage zusätzliche Unterstützung seitens der Wählerschaft erhoffen, die
Volkspartei musste aber auch einen Skandal in ihren Reihen verkraften: Das
Geschäftsgebahren von Landratspräsidentin Daniela Gaugler (BL, svp) bei der
Vermietung von Zimmern führte dazu, dass diese ihren Hut nehmen musste. Auch weil
die Volkspartei infolge eines Wechsels im Parteipräsidium anders als vor vier Jahren
wesentlich konzilianter auftrat – unter Oskar Kämpfer (BL, svp) hatte ein recht
deutlicher Kurswechsel stattgefunden –, wurden ihr für 2015 geringere Siegeschancen
prophezeit. Zwar hatte die Partei 2011 im Landrat Sitze gewonnen, diese waren aber auf
Kosten des Regierungssitzes und wohl auch des Ständeratssitzes bei den
eidgenössischen Wahlen im Herbst 2011 gegangen. Erwartet wurde für 2015 eher ein
umgekehrtes Resultat: Verluste im Landrat, aber die Verteidigung des Regierungssitzes.
Die FDP hatte sich den Gewinn von nicht weniger als sechs zusätzlichen Mandaten auf
die Fahne geschrieben. Trotz vieler profilierter Köpfe galt dieses Ziel allerdings als sehr
ambitioniert. Die Grünen strebten mit einem hohen Anteil an jungen Kandidierenden
einen Generationenwechsel im Parlament und die Verteidigung ihrer zwölf Mandate an.
Im Wahlkreis Laufental, dem einzigen Bezirk aus dem kein grüner Landrat kommt, hoffte
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man auf die Eroberung eines zusätzlichen Mandats. Der Fokus solle nach wie vor auf die
Energiepolitik gelegt werden, wobei auch die Raumplanung nicht ausser acht gelassen
werde, so der Tenor in der Grünen Partei. Der Kanton habe hier im vergangenen
Jahrhundert zu viel verbaut und es verpasst, eine intelligente Siedlungspolitik zu
verfolgen. Für Wirbel und etwas Nervosität sorgte der Grüne Landrat Jürg Wiedemann,
der als aktiver Bildungspolitiker bei den Regierungsratswahlen nicht die neu antretende
SP-Kandidatin Regula Nebiker, sondern Monica Gschwind, die freisinnige
Herausforderin unterstützte, die als neue Bildungsdirektorin einen Kurswechsel in der
Bildungspolitik bewirken sollte. Die GP distanzierte sich auch deshalb vom Sololauf
Wiedemanns, weil die Wiederwahl des eigenen, 2011 gewählten Regierungsrats Isaac
Reber nicht gefährdet werden sollte. Insbesondere die aufstrebenden Juso kritisierten
das Gebahren von Wiedemann. Die aktivste Jungpartei wollte mit insgesamt 22
Kandidierenden, die in elf der zwölf Wahlkreise antraten und Gratisbildung für alle
sowie Wahlrecht für die ganze im Kanton Basel-Landschaft wohnhafte Bevölkerung ab
16 forderten, ein bis drei Mandate im Landrat gewinnen. Hinsichtlich ihrer Wahlziele gar
noch forscher trat die Mutterpartei, die SP, auf. Ziel sei es, die SVP zu überholen, wurde
verlautet. Die Sozialdemokraten waren noch 2007 stärkste Baselbieter Partei gewesen,
wurden dann aber von der SVP überholt. Die 2011 erstmals in den Landrat gewählten
BDP und GLP peilten beide Fraktionsstärke (5 Sitze) an, wobei seitens der BDP betont
wurde, dass auch in diesem Falle die gut funktionierende Zusammenarbeit mit der GLP
fortgesetzt werden solle. Die BDP wollte mit dem Slogan: "beSTIMMend für das
Baselbiet" und dem Fokus auf Familienpolitik die Mitte stärken. Dort wollte allerdings
auch die CVP ihre 2011 verlorenen Sitze zurückerobern. Die EVP trat als einzige Partei
ohne Plakate an; man wolle lieber auf die Wählerinnen und Wähler hören und stelle
Wunschbücher auf. Mit dieser eigenwilligen Strategie erhoffte sich auch die EVP
Fraktionsstärke.

Am Wahltag zeigte sich – anders als erwartet –, dass der neue Kurs der SVP, die sich
auch bei den Regierungsratswahlen stark mit der CVP und der FDP zu einem «neuen»
bürgerlichen Lager zusammengerauft hatte, bei der Wahlbevölkerung gut ankam.
Obwohl die Wahlbeteiligung mit 33.9 Prozent noch tiefer war als 2011 (35.1%), konnte
die SVP an Wählerstimmen zulegen (+2.7 Prozentpunkte; neu 26.7%) und damit das sehr
gute Resultat von 2011 gar noch um vier zusätzliche Sitze übertrumpfen. Die SVP besetzt
mit ihren neu 28 Sitzen zusammen mit der zweiten Siegerin, der FDP, die drei neue
Mandate hinzugewinnen konnte (17 Sitze), exakt die Hälfte aller Plätze im Landrat. Der
Freisinn konnte dabei die 2011 erlittenen Verluste – damals verlor man beinahe 6
Wählerprozentpunkte und rutschte auf 15.2 Prozent ab – wieder ein wenig wettmachen:
Neu wählten 19 Prozent der Baselbieter Stimmbevölkerung die FDP. Weil die CVP ihre
acht Sitze halten konnte, allerdings ihr während der Legislatur hinzugewonnenes
Mandat verlor (neu: 9.6% Wähleranteil; + 0.3 Prozentpunkte), kann von einer deutlichen
bürgerlichen Mehrheit im Landrat gesprochen werden. Die Gewinne von FDP und SVP
gingen auf Kosten der Grünen und der BDP. Die Grünen brachen in der Wählergunst
stark ein: Nur noch 9.6 Prozent statt wie 2011 noch 13.7 Prozent der Wählerschaft
stimmten für die Grüne Partei, was diese einen Drittel ihres Besitzstandes kostete. Die
GP verfügt neu nur noch über acht Sitze. Auch die BDP wurde regelrecht abgestraft:
Weil sich ihr Wählerstimmenanteil beinahe halbierte (neu 3.3%; 2011: 5.5%), konnte die
BDP nur eines ihrer ursprünglich vier Mandate verteidigen. Als Grund für ihr
«Verschwinden in die Bedeutungslosigkeit» wurde die neu wieder klarer bürgerlich
positionierte FDP genannt, zu welcher zahlreiche ehemalige BDP-Wählerinnen und
-Wähler abgewandert seien. Zudem habe es die BDP in den letzten vier Jahren verpasst,
zusammen mit CVP, GLP und EVP eine starke Mitte aufzubauen. Die SP (21 Sitze, 22%;
unverändert), die EVP (4 Sitze, 5.4% + 0.7 Prozentpunkte) und die GLP (3 Sitze, 4.4% +
0.1 Prozentpunkte) konnten ihre Besitzstände wahren. Weil die SP allerdings ihre
Regierungsbeteiligung verlor, fühlte sich diese Verteidigung dennoch wie eine
Niederlage an. Keinen Erfolg hatte die Juso. Der leichte Wählerzuwachs der EVP wurde
in Anbetracht des plakatlosen Wahlkampfes der Evangelikalen durchaus als
Überraschung bewertet. 
Insgesamt schafften 14 Bisherige die Wiederwahl nicht. Dies hatte teilweise mit dem
Umverteilungsverfahren zu tun, dem etwa gleich zwei bisherige GLP-Landräte zum
Opfer fielen. Die Sitze von Gerhard Schafroth und Hans Furer wurden jeweils einem
anderen Wahlkreis zugeteilt. Parteiinterner Konkurrenz zum Opfer fiel hingegen unter
anderem Peter H. Müller, der nach den Wahlen 2011 von der BDP zur CVP gewechselt
hatte.
Das schlechte Abschneiden der GP und das gute Abschneiden von SVP und FDP wurde
auch mit der Abstimmung zur Kantonsfusion von 2013 in Verbindung gebracht. Die
damalige Zustimmung der Grünen hätte die Partei wahrscheinlich Wählerstimmen
gekostet, während die damals sehr gegen die Fusion eintretende SVP quasi als
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Abstimmungssiegerin auch bei den Wahlen belohnt worden sei. In den
Kommentarspalten wurde entsprechend auch die Frage gestellt, wie sich die
Verschiebung hin zu einem gestärkten bürgerlichen Lager auf die Zusammenarbeit
zwischen Basel-Landschaft und Basel-Stadt auswirken werde. Während die einen zu
Gelassenheit mahnten, warnten andere vor schwierigeren Verhandlungen. Die
«Separatisten» würden nun den Ton angeben und sich um die Stadt «foutieren». Mit
der neu in die Regierung gewählten Monica Gschwind werde zudem eine Gegnerin der
Harmonisierung der Schulsysteme am Werk sein. Gemutmasst wurde zudem, ob und
wie die FDP und die SVP den Rückenwind für die anstehenden nationalen Wahlen
mitnehmen würden. 5

Insgesamt traten für die kantonalen Parlamentswahlen 2019 im Kanton Basel-
Landschaft 608 Kandidierende an, um einen der 90 Landratssitze zu erobern. Das
waren etwas mehr als noch 2015 (597). Leicht zugenommen hatte auch der Anteil
Frauen unter den Kandidierenden von 38.7 Prozent (2015) auf 39.1 Prozent. Nachdem
während der Legislatur bereits 18 Rücktritte zu verzeichnen waren, traten lediglich zehn
der bisherigen Landrätinnen und Landräte nicht erneut zu den Wahlen an, neun davon
aufgrund der Amtszeitbeschränkung. Die kantonale Verfassung sieht eine Beschränkung
der Amtszeit auf vier Legislaturperioden vor. Die vom Landrat 2017 beschlossene
Abschaffung dieser Einschränkung wurde an der Urne mit einer deutlichen
Zweidrittelmehrheit von der Stimmbevölkerung abgelehnt. 
Insgesamt wurden elf Listen eingereicht: Die Ergebnisse der meisten Parlamentswahlen
anderer Kantone liessen auf Verluste der SVP im Baselbiet schliessen. Die Volkspartei,
die als stärkste Partei im Landrat vor vier Jahren zusammen mit der FDP zu den grossen
Gewinnern gehört und damals total 28 Sitze geholt hatte, musste während der
Legislatur einige Wechsel und Abgänge verkraften. Nicht nur traten vier
Schwergewichte zurück, während der Legislatur waren auch zwei SVP-Mandatsträger
aus der Partei ausgeschlossen worden, die für die neuen Wahlen mit einer eigenen Liste
antraten. Auf dieser Liste mit dem Namen «Allschwiler Volkspartei» figurierten weitere
ehemalige SVP-Mitglieder und konkurrenzierten so die SVP im Wahlkreis Allschwil. Das
Ziel der Schweizerischen Volkspartei sei es, dem Trend zu trotzen und die beiden durch
den Parteiausschluss verloren gegangenen Mandate zurückzuerobern. Den Fokus wolle
die SVP auf die Kantonsfinanzen und die Gemeindeautonomie legen, gab
Kantonalparteipräsident Oskar Kämpfer (BL, svp) zu Protokoll. Die Baselbieter FDP (17
Sitze im Landrat) wollte ihr Glück bei den kantonalen Wahlen mit Tür-zuTür-Wahlkampf
versuchen. Zumindest in zwei Gemeinden – Allschwil und Sissach – sollte diese
Wahlkampfform auch im Hinblick auf die anstehenden nationalen Wahlen als
Pilotprojekt getestet werden. Die FDP habe vor allem bei den Nichtwählerinnen und
-wählern ein grosses Potenzial. Dieses solle mittels Diskussionen an der Haustüre
wenigstens teilweise mobilisiert werden. Man wolle darüber hinaus den Schwung aus
den anderen Kantonen mitnehmen, in denen die FDP seit Herbst 2015 total 34
Legislativsitze gewonnen hatte, und drei Sitze hinzugewinnen – so die Parteispitze.
Auch die SP (21 Sitze) setzte auf Gespräche. Mindestens 10'000 sollten es mittels
Telefonanrufen und Strassenständen werden. Die Leute seien der Meinung, dass sich
etwas ändern müsse, gab Kantonalparteipräsident Adil Koller (BL, sp) zum Start des
Wahlkampfs zu Protokoll. Man sei nach vier Jahren in der Opposition – 2015 hatte die
SP ihren Regierungsratssitz verloren – fit und wolle die bürgerliche Mehrheit brechen.
Vor allem aber müsse es mehr Frauen in der Politik geben, was die SP mit einer
paritätischen Gesamtliste, also 45 Frauen und 45 Männern, anstrebe. Allerdings
mussten die Genossinnen und Genossen vier recht prominente Abgänge verkraften. Mit
50 Kandidatinnen und 40 Kandidaten traten auch die Grünen (Wahlen 2015: 8 Sitze;
aktuell 6 Sitze) in allen Wahlkreisen mit vollen Listen an. Erneuerbare Energie, der
öffentliche Verkehr und die lokale Ökonomie erhielten im Kantonsparlament zu wenig
Gewicht, wogegen sie etwas tun wollten, liessen die Grünen verlauten. Die Hoffnung lag
dabei auch in der aktuellen Medienkonjunktur. Wie 2011, als der Fukushima-Effekt den
grünen 12 Sitze gesichert hatte, sollte der aktuell in den Medien hoch im Kurs stehende
Klimawandel helfen, die Zahl der Mandate auszubauen. Allerdings zeigten die Wahlen
2015 eben auch, dass Themenwahlen nicht nachhaltig sein müssen, verloren die Grünen
damals doch gleich vier Mandate und mussten noch vor Beginn der Legislatur aufgrund
von Parteiaustritten auf zwei weitere Mandate verzichten. Die beiden von der Partei
ausgeschlossenen Jürg Wiedemann und Regina Werthmüller hatten sich in der Folge
unter dem Namen «Grüne-Unabhängige» der GLP-Fraktion angeschlossen. Weil
Wiedemann aufgrund der Amtszeitsbeschränkung nicht mehr antreten durfte,
Werthmüller für die Mitte-Liste aus GLP, BDP und CVP antrat und sich für die Partei
sonst niemand aufstellen lassen wollte, verschwand die Kleinstpartei ohne je gewählt
worden zu sein. «Aus Leidenschaft für Mensch und Umwelt» – mit diesem Slogan wollte
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die EVP (4 Sitze) bei den Wählerinnen und Wählern punkten. Ziel sei der Gewinn eines
zusätzlichen Sitzes, der die Bildung einer eigenen Fraktion erlauben würde, was man
auch mit Listen in allen Wahlkreisen und total 80 Kandidierenden erreichen wolle. In
den drei Wahlbezirken Gelterkinden, Sissach und Waldenburg bewarben sich die CVP,
die GLP und die BDP sowie einige Parteilose gemeinsam als Mitte-Liste um Sitze. Die
CVP (8 Sitze) und die GLP (3 Sitze) traten in den restlichen neun Wahlkreisen und die
BDP in sieben der 12 Wahlkreise jeweils noch alleine an. Die CVP wollte den nationalen
Trend brechen und ihre 8 Sitze auf 10 Mandate ausbauen. Mit einem auffällig frühen
Wahlkampf und einer pointierten Positionierung als Mitte- und Konsenspartei sollte
wieder Boden gut gemacht werden. Die GLP, die mindestens ihre drei Sitze halten, aber
gerne Fraktionsstärke, also 5 Sitze, erreichen wollte, hoffte auf das Thema Klimawandel,
das auch «liberal» und nicht nur «militant grün» denkende Menschen bewege, wie dies
Kantonalpräsident Hector Herzig (BL, glp) zum Ausdruck brachte. Die BDP, die noch
einen Sitz hielt und mit insgesamt 33 Kandidierenden antrat, hoffte auf insgesamt drei
Sitze. Für 2023 wolle man dann Fraktionsstärke anstreben, gab Kantonalpräsident Marc
Bürgi (BL, bdp) zu Protokoll. Neben den arrivierten Parteien und der neuen Allschwiler
Volkspartei versuchte im Wahlkreis Muttenz die Einmann-Partei «Initiative Christ und
Politik (CuP)» ihr Glück. 
Allgemein ging man aufgrund der Medienkonjunktur von einem Zuwachs der Grünen
aus. In der Tat nahm das Thema «Klima» im Verlauf des Wahlkampfes immer stärker an
Fahrt auf. Allerdings – so die Auguren – dürfte die links-grüne Seite, die zusammen mit
der EVP und der GLP 36 Sitze des 90-köpfigen Parlaments besetzten, kaum die
Mehrheit im klar bürgerlich dominierten Landrat erobern. Bei den Wahlen 2015 hatten
die Bürgerlichen (SVP, FDP und CVP) insgesamt 53 Sitze erobert. Zwar wurde mit
Verlusten von SVP und CVP gerechnet, es wurde aber erwartet, dass diese auch
zugunsten der FDP ausfallen würden und die bürgerliche Mehrheit so Bestand haben
werde. 
Wie so oft bei kantonalen Wahlen wurde auch im Kanton Basel-Landschaft der
Wahlkampf als «öde» bezeichnet und mit «Emotionslosigkeit und Langeweile»
beschrieben (BaZ, 19.3.). Die einzelnen, kurzfristigen Aktionen, die wenigstens ein wenig
Aufmerksamkeit generiert hätten, seien nicht aufgrund von Einfallsreichtum oder
Kreativität aufgefallen, sondern vielmehr aufgrund ihrer Peinlichkeit. Scharfe Angriffe
auf Gegnerinnen und Gegner seien ausgeblieben und die wenigen Querelen und
Machtspielchen seien nur innerhalb einzelner Parteien geführt worden. Die BaZ erklärte
sich den lauen Wahlkampf mit dem geringen Reformwillen im Parlament, das trotz einer
bürgerlichen Mehrheit nichts zustande gebracht habe: «Ausser Sparen nix gewesen».
Eine leichte Verschiebung der Mehrheiten im Parlament könnte deshalb einiges
bewegen, was aber eigentlich für mehr Spannung auch im Wahlkampf gesprochen hätte.

Dass diese Verschiebungen wahrscheinlich sind, zeigten die eine Woche vor den
Baselbieter Wahlen durchgeführten Parlamentswahlen im Kanton Zürich, wo die SVP
stark an Mandaten verlor und die Grünen stark zulegen konnten. Dies veranlasste die
FDP Basel-Landschaft zu einem Brief, den sie mit dem Aufruf «Helfen Sie mit, die rot-
grüne Welle zu stoppen» persönlich an einige Wahlbürgerinnen und -bürger
verschickte. Würde sich die «besorgniserregende Entwicklung» auch im eigenen
Kanton wiederholen, so hätte dies «verheerende Auswirkungen auf die Baselbieter
Verkehrs- und Wohnbaupolitik». 
Zu reden gab schliesslich das Wahlverfahren, das im Kanton Basel-Landschaft vier
Wahlregionen vorsieht, die jeweils von mehreren, insgesamt 12 Wahlkreisen gebildet
werden. Gewählt wird in diesen Wahlkreisen, die Mandate werden aber in den
Wahlregionen errechnet und vergeben und dann wieder auf die Wahlkreise aufgeteilt.
Idee dieses Webster/Saint Laguë-Verfahrens ist eine möglichst genaue Abbildung des
Parteienproporzes, was dazu führt, dass den einzelnen Kandidierenden weniger
Bedeutung zukommt. Weil das System je nach Wahlausgang Mandate von einem
Wahlkreis in einen anderen verschiebt, kann es vorkommen, dass Kandidierende trotz
gutem Wahlresultat nicht gewählt werden. Im Kanton Basel-Landschaft kommt es
zudem relativ häufig zu Umverteilungen von Mandaten zwischen Wahlkreisen, weil
jedem der 12 Wahlkreise fix sechs Mandate zugeteilt und die restlichen 18 Sitze nach
Bevölkerungsgrösse verteilt werden. Damit – so die Kritik am System – sei auch die
Bevölkerung sehr ungleich repräsentiert. 

Als «politisches Erdbeben» wurde der Wahlausgang Ende März schliesslich bezeichnet.
Was sich in Zürich bereits abgezeichnet hatte, zeigte sich auch im Kanton Basel-
Landschaft eine Woche später und veranlasste die NZZ dazu, von einer grünen Welle zu
sprechen, die das Land überschwemme. Die SVP büsste im Vergleich zu den Wahlen
2015 gleich sieben Sitze ein (neu: 21 Sitze) und die Grünen kamen neu auf total 14 Sitze,
was – je nachdem ob die beiden nach den Wahlen verlorgen gegangenen Mandate
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hinzugerechnet werden oder nicht – einen Gewinn von 6 bzw. 8 Sitzen bedeutete. Der
laut Parteipräsident Adil Koller «aktivste Wahlkampf der Geschichte» der kantonalen
SP, bescherte auch den Sozialdemokratinnen und -demokraten am Wahlsonntag einen
Sitzgewinn (neu: 22 Sitze). Freilich dürften die Genossinen und Genossen auch davon
profitiert haben, dass sie mit dem Ziel, bei den Regierungsratswahlen mit Kathrin
Schweizer ihren 2015 verlorenen gegangenen Sitz zurückzuerobern, die eigene
Wählerschaft mobilisieren konnten. Zudem war der gewonnene Sitz wohl auch dem
internen Knatsch in der SVP in Allschwil geschuldet. Die Niederlage der SVP und der
Sitzgewinn der SP führten dazu, dass die Sozialdemokratinnen und -demokraten neu
die stärkste Partei im Landrat stellten. Mit 22.8 Prozent Wähleranteil (+0.8
Prozentpunkte) wusste die SP knapp mehr Unterstützende hinter sich als die SVP
(22.7%; -4.1 Prozentpunkte). Der Sitzgewinn der SP war aber auch aus einer weiteren
Perspektive interessant. In der Regel gehen Wahlgewinne der Grünen auf Kosten der SP
und umgekehrt. Dies war 2019 augenscheinlich nicht der Fall. Die FDP musste zwar
ebenfalls ein Minus von 2 Wählerprozentpunkten verbuchen (neu: 17.0%), konnte aber
ihre 17 Sitze trotzdem halten und war entgegen der Hoffnungen, die man sich
ursprünglich gemacht hatte, letztlich froh, dass sie – trotz der Klimadiskussion, die sie
«eingeholt» habe, so Parteipräsidentin Saskia Schenker (BL, fdp) – nicht zu den
Verlierern gehörte. Damit verschoben sich die Kräfte links und rechts der Mitte
zugunsten der Ratslinken. Kaum Verschiebungen gab es hingegen in der Mitte selber.
Die CVP (8 Sitze; 9.4%; -0.2 Prozentpunkte), die EVP (4 Sitze; 4.9%; -0.5 Prozentpunkte)
und die GLP (3 Sitze; 4.5%; +0.1 Prozentpunkte) konnten ihre Sitze halten. Die GLP hatte
– anders als im Kanton Zürich – von der Klimadebatte also anscheinend nicht
profitieren können. Die BDP (0 Sitze, 1.5%; -1.8 Prozentpunkte) verlor ihre Wählerschaft
an die «Mitte-Liste», die ihr auch den einzigen Sitz abspenstig machte. Ebendieser Sitz
der «Mitte» wurde von der bisherigen Regina Werthmüller erobert, die zur GLP
gewechselt hatte. Weder die Allschwiler Volkspartei noch CuP konnten ins Rennen
eingreifen.
Insgesamt wurden 15 Landrätinnen und Landräte nicht wiedergewählt. Unter den Neuen
waren zahlreiche Frauen, was dazu führte, dass der Frauenanteil im Landrat noch nie so
hoch war wie nach den Wahlen 2019. 35 der 90 Landratssitze werden neu von Frauen
besetzt (38.8%; 2015: 37.7%). Die Nachwahlanalysen brachten recht erstaunliche
Resultate zutage. So hatten die Grünen ihren Erfolg nicht wie erwartet der eher
städtischen, sondern vielmehr der ländlichen Wahlbevölkerung zu verdanken. Dies
schien ein weiterer Hinweis darauf zu sein, dass die SVP – traditionellerweise auf dem
Land erfolgreich – nur sehr schlecht mobilisieren konnte. In der Tat lag die
Wahlbeteiligung bei tiefen 33.9 Prozent – leicht höher als noch 2015. 
Das schon während der Wahlkampagne kritisierte Wahlsystem dürfte auf der
politischen Traktandenliste des Kantons Basel-Landschaft bleiben. Der Umstand, dass
die bisherige EVP-Landrätin Priska Jaberg (BL, evp) aus Bubendorf ihren Sitz an ihre
Parteikollegin Irene Wolf (BL, evp) aus Füllinsdorf abgeben musste, obwohl Jaberg 1'263
und Wolf lediglich 293 Stimmen erhalten hatte, sorgte nicht nur weitherum für
Unverständnis, sondern auch für einen Vorstoss im Landrat. Als Lösung werden
grössere Wahlkreise vorgeschlagen. 6

Eidgenössische Wahlen

Der Trend hin zu immer mehr Kandidierenden auf immer mehr Listen bei den
Nationalratswahlen war auch im Kanton Basel-Landschaft zu beobachten. Insgesamt
waren es 112 Anwärterinnen und Anwärter, die auf einer der 16 Listen ihr Glück
versuchten. Mit einem Frauenanteil von 38.4% konnte sich der Basler Halbkanton im
nationalen Vergleich sehen lassen. Die Monate vor der Wahl waren stark vom Thema
Listenverbindungen geprägt. Die Diskussion drehte sich dabei hauptsächlich um eine
allfällige Allianz der Mitteparteien. Ausserdem prägend waren die Ergebnisse der Land-
und Regierungsratswahlen, die im Februar gleichen Jahres stattgefunden hatten. Diese
waren in erster Linie für die Grünen verheerend, welche ein Drittel ihrer Sitze
einbüssten. Aber auch die Sozialdemokraten mussten den Verlust ihres
Regierungsratssitzes hinnehmen. Auf der anderen Seite konnten die grossen
bürgerlichen Parteien gemeinsam zulegen. Einer Wiederholung dieses bürgerlichen
Triumphs in den nationalen Wahlen wurde gute Chancen eingeräumt.

Obwohl sich CVP, FDP und SVP bei den kantonalen Wahlen noch erfolgreich verbündet
hatten, ergab sich für die Nationalratswahlen eine etwas andere Ausgangslage. Die FDP
und die SVP gaben zunächst wie erwartet ihre Listenverbindung bekannt. Für die CVP
bot sich die Möglichkeit zum Anschluss, hätte rechnerisch für die Christdemokraten
aber wohl kaum Sinn gemacht. Endgültig in weite Ferne rückte der bürgerliche
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Schulterschluss, als SVP-Kantonalpräsident Oskar Kämpfer für eine Listenverbindung
mit der CVP den Rücktritt der christlichdemokratischen Spitzenkandidatin Elisabeth
Schneider-Schneiter zur Bedingung machte. Verständlicherweise wurde dies in CVP-
Kreisen mit wenig Begeisterung aufgenommen, ja gar als Affront bezeichnet. Auch die
Idee einer Koalition der Mitteparteien erhielt früh einen Dämpfer, als die EVP mit der
Begründung absagte, sie politisiere in sozialen Fragen näher bei der Linken. Schliesslich
kehrte der CVP auch die GLP in letzter Sekunde den Rücken, worauf erstere einzig mit
der BDP die Verteidigung von Schneider-Schneiters Sitz in Angriff nahm. 
Die Grünen hatten neben ihren schlechten Wahlergebnissen zusätzlich mit einer
Parteiabspaltung zu kämpfen. Unter der Führung von Landrat Jürg Wiedemann wurde
nämlich die Partei der Grün-Unabhängigen gegründet, welche in einer Listenverbindung
mit der GLP das schwierige Vorhaben einer Verteidigung des Sitzes der amtierenden
Nationalrätin und ehemaligen Ratspräsidentin Maya Graf noch zusätzlich erschwerte.
Die EVP, welche bereits die CVP verschmäht hatte, entschied sich alleine und nicht in
einer linken Koalition anzutreten. So beruhten die Hoffnungen der Grünen einzig auf
der traditionellen Listenverbindung mit der SP. Die beiden sozialdemokratischen Sitze
von Eric Nussbaumer und Susanne Leutenegger Oberholzer galten gemeinhin als eher
ungefährdet. Für Spekulationen sorgten die gleichzeitigen National- und
Ständeratskandidaturen von FDP-Landrat Christoph Buser. Diese schienen die
Wiederwahl der bisherigen FDP-Nationalrätin Daniela Schneeberger zu gefährden. Auf
Seiten der SVP ging man aufgrund der guten Prognosen zuversichtlich in den Wahlkampf
und schielte auf einen Sitzgewinn.

Der auf bürgerlicher Seite erhoffte „Durchmarsch“ wurde am Wahltag nicht zur Realität.
Entgegen vieler Erwartungen blieb die Sitzverteilung beim Alten: 2 SVP, 2 SP, 1 FDP, 1
CVP und 1 GPS. Mit dem kantonalen Spitzenresultat von 36‘043 Stimmen konnte Maya
Graf ihren Sitz verteidigen. Ihre Partei – die Grünen – konnte auf 14.2% Wähleranteil
zulegen (+0.6 Prozentpunkte). Die Listenpartnerin SP verlor 2.2 Prozentpunkte und
landete bei 22.2%. Am stärksten zulegen konnten wie erwartet die SVP und die FDP.
Während die Volkspartei ihren Wähleranteil auf 29.8% (+2.9 Prozentpunkte) steigerte,
konnte die FDP gar um 4.3 Prozentpunkte zulegen (neu: 15.8%). Der grosse Zuwachs bei
den Freisinnigen relativiert sich jedoch, wenn man den massiven Verlust bei den letzten
Wahlen (-5.5 Prozentpunkte) in Betracht zieht. Verlierer waren die kleinen und ohnehin
mandatslosen Mitteparteien, notabene die BDP, welche von 6.4% auf gerade mal 2.8%
Wähleranteil abrutschte. Die GLP kam noch auf 2.7% (-2.3 Prozentpunkte) und die EVP
auf 2.2% (-1.1 Prozentpunkte). Neu gewählt wurde SVP-Kandidatin Sandra Sollberger,
welche den zurückgetretenen Christian Miesch ersetzt. Somit werden neu fünf der
sieben Nationalratsmandate von Frauen besetzt (71%). Die Stimmbeteiligung hingegen
stellte sich mit 46.8% als weniger aussergewöhnlich dar. 7

Bei den Ständeratswahlen im Kanton Basel-Landschaft trat Sozialdemokrat Claude
Janiak an, sein Mandat zu verteidigen. Wie schon bei den letzten und vorletzten Wahlen
waren die bürgerlichen Parteien darauf erpicht, den Sitz wieder in ihre Reihen
zurückzuholen. Mit dem Präsidenten der Basellandschaftlichen Wirtschaftskammer
Christoph Buser (FDP) präsentierten sie einen aussichtsreichen und bekannten
Kandidaten. Im Gegensatz zu den Nationalratswahlen im Kanton demonstrierten die
bürgerlichen Parteien CVP, FDP und SVP Einheit, wenn es um die Unterstützung des
freisinnigen Kandidaten ging. Als selbsternannte Alternative in der Mitte brachten die
Grünliberalen mit dem abtretenden Landrat Hans Furer einen weiteren Anwärter ins
Rennen. Diesem wurden zwar keine reellen Chancen eingeräumt, aber es gab durchaus
Diskussionen über allfällige Stimmverluste zulasten der beiden aussichtsreichen
Kandidaten. Für eine Weile wurde auch über eine Kandidatur von Esther Maag
spekuliert, welche zu den neu gegründeten Grünen-Unabhängigen übergelaufen war.
Sie entschied sich schliesslich, nicht anzutreten, was aus linker Perspektive mehr als
sinnvoll erschien, da eine Kandidatur wohl einzig dem bisherigen Claude Janiak
geschadet hätte.

Für erste Aufregung im Wahlkampf sorgte ausgerechnet der Direktor der
Handelskammer, Franz Saladin, nachdem er sich im Februar – notabene nach dem
bürgerlichen Sieg bei den kantonalen Wahlen – dem SP-Ständerat Janiak gegenüber
positiv und wohlwollend äusserte. Offiziell „korrigiert“ wurde die Haltung schliesslich im
Juni, als die Handelskammer sich für die Unterstützung aller bürgerlichen National- und
Ständeratskandidierenden aussprach. Christoph Buser sorgte im Allgemeinen aber eher
für Optimismus im eigenen Lager. Er galt als gut vernetzt und mit seinen 44 Jahren
verglichen mit seinem 67-jährigen Gegenüber als glaubwürdige Kraft für „frischen
Wind“. Der gemässigt politisierende Amtsinhaber Claude Janiak konnte jedoch ohne
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Zweifel auf einen breiten Rückhalt in der Bevölkerung zählen, hatte er doch bei
früheren Wahlen schon bewiesen, dass er weit ins bürgerliche Lager Stimmen holen
kann. Dies zeigte sich auch daran, dass selbst die BDP-Delegierten sich mit einer Zwei-
Drittel-Mehrheit für den SP-Kandidaten aussprachen. Christoph Buser musste
seinerseits gegen das Image ankämpfen, zu stark mit der überaus mächtigen Institution
Handelskammer verbandelt zu sein. Hierbei half mit Sicherheit nicht, dass die Zentrale
Arbeitsmarktkontrolle (ZAK) – welche von der Handelskammer mitbegründet wurde –
Ende September in einen Skandal um angeblich falsch gemeldete Löhne geriet. 

Mit einem deutlichen Resultat schaffte es der Sozialdemokrat Claude Janiak bereits im
ersten Wahlgang, sein Mandat zu verteidigen. Auf ihn entfielen insgesamt 42‘450
Stimmen, womit er die Hürde des absoluten Mehrs (40‘559 Stimmen) knapp übertraf.
FDP-Kandidat Christop Buser musste sich mit 31‘317 Stimmen und einem
beträchtlichen Abstand auf seinen Konkurrenten geschlagen gegeben. Als unbedeutend
für den Wahlausgang erwies sich die Kandidatur des GLP-Landrats Hans Furer, welcher
nur gerade 2‘056 Stimmen auf sich vereinen konnte. Nach der dritten erfolgreichen
Wahl Janiaks und der mühelosen Wiederwahl von Anita Fetz im städtischen
Bruderkanton, scheint sich der Trend zu festigen, dass die Bürgerlichen sich an den
Basler Stöckli-Sitzen die Zähne ausbeissen. 8

134 Personen auf 20 Listen kandidierten im Kanton Basel-Landschaft bei den
Nationalratswahlen 2019 für einen der sieben Baselbieter Sitze in der Grossen
Kammer. Der Frauenanteil unter den Kandidierenden betrug 44.0 Prozent – der
dritthöchste Wert der Schweiz.

Die letzten eidgenössischen Wahlen vor vier Jahren hatten keiner Partei einen
Sitzgewinn beschert. Die Verteilung der Baselbieter Nationalräte während der letzten
Legislatur blieb damals bei 2 SVP, 2 SP, 1 GPS, 1 FDP und 1 CVP. Bei den Landratswahlen
im März 2019 hatten die Grünen stark zulegen (+6 Sitze) können, während die SVP
deutliche Einbussen verzeichnen musste (-7 Sitze). Entsprechend nervös war die SVP im
Vorfeld der eidgenössischen Wahlen vom Oktober. Doch nachdem eine
Listenverbindung mit der FDP in trockenen Tüchern war, schienen die beiden SVP-Sitze
ungefährdet. Diese rechts-bürgerliche Listenverbindung wurde von Kritik aus der Mitte
begleitet, denn die CVP bangte ihrerseits um die Wiederwahl ihrer Nationalrätin
Elisabeth Schneider-Schneiter, welche 2015 den Einzug in den Nationalrat nur knapp
geschafft hatte. Wie die SVP waren es auch bei der CVP die Listenverbindungen, welche
die Gefahr eines Sitzverlustes verringerte. Die CVP ging eine breite Mitte-Verbindung
mit der GLP, der EVP und der BDP ein. Anders als im Kanton Basel-Stadt widersetzte
sich die Baselbieter CVP einer Unterlistenverbindung ihrer drei Listenpartnerinnen, da
Schneider-Schneiters Sitz sonst von einer Kandidatin der GLP oder der BDP hätte
überflügelt werden können. Die kantonale CVP weigerte sich damit, die nationale
Strategie dieser vier Parteien zur Stärkung der politischen Mitte zu befolgen, obwohl die
Absichtserklärung zu dieser Strategie unter anderem auch der Präsident der CVP
Schweiz Gerhard Pfister (ZG) unterzeichnet hatte. Leidtragende waren hauptsächlich
die GLP und die EVP, deren Chancen auf einen Sitzgewinn sich damit drastisch
verringerten. Bei der FDP gab es trotz einer klaren Spitzenkandidatin, der amtierenden
Nationalrätin Daniela Schneeberger, ein Gerangel um die hinteren Plätze, da
Schneeberger gleichzeitig aussichtsreich für den Ständerat kandidierte. Besonders
hervor tat sich Christoph Buser. Der Direktor der Wirtschaftskammer Basel war im März
bei den Landratswahlen abgewählt worden. Bereits seine Nominierung auf die
Hauptliste verursachte deshalb Diskussionen. Buser irritierte seine Partei anschliessend
durch seinen Alleingang im Wahlkampf, wo er unter anderem jede Menge Plakate ohne
Parteilogo aufhängte. Die Grünen konnten die Wahlen am entspanntesten angehen. Die
Partei setzte überraschend nicht ihre bisherige Nationalrätin Maya Graf an die Spitze
der Liste, sondern Florence Brenzikofer. Brenzikofer, seit März die bestgewählte
Landrätin, hoffte darauf, für Graf nachrutschen zu können, da Graf ebenfalls
gleichzeitig für den Ständerat kandidierte. Der Listenpartnerin der Grünen, der SP, und
insbesondere der Bisherigen Samira Marti dürfte es angesichts des Höhenfluges und
der sich abzeichnenden Gewinne der Grünen langsam unwohl geworden sein, da diese
sich unter Umständen sogar einen der beiden sozialdemokratischen Sitze hätten
schnappen können. 

Der Wahlsonntag brachte freilich keine Veränderungen gegenüber der letzten
Legislatur. Zwar konnten die Grünen (+3.8 Prozentpunkte, neu 18.0%) und die
Grünliberalen (+2.6 Prozentpunkte, neu 5.3%) deutlich Wähleranteile hinzugewinnen,
doch für einen Sitzgewinn reichte es beiden Parteien nicht. Die SVP verlor zwar deutlich
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(-4.7 Prozentpunkte, neu 25.1%), doch sie konnte ihre beiden Mandate verteidigen.
Nicht nur bei der Sitzverteilung blieb alles beim Alten; alle bisherigen Nationalräte
konnten sich parteiintern durchsetzen und schafften die Wiederwahl. 
Dass in der Baselbieter Bundeshausdelegation während der kommenden Legislatur
dennoch eine neue Person Einzug hält, liegt an der Wahl von Maya Graf in den
Ständerat. Für sie rutschte dadurch nämlich Florence Brenzikofer in den Nationalrat
nach. Somit entsendet Basel-Landschaft erneut fünf Frauen in den Nationalrat, was
einem Frauenanteil von 71.4 Prozent entspricht. Die Stimmbeteiligung fiel um ganze 4.2
Prozentpunkte und betrug nur noch 42.6 Prozent. 9

Die Ständeratswahlen 2019 im Kanton Basel-Landschaft versprachen Spannung, denn
der bisherige Ständerat Claude Janiak (SP) gab im Frühjahr seinen Rücktritt auf Ende
der Legislatur bekannt. Somit galt es im Oktober, den einzigen Ständeratssitz des
Halbkantons neu zu besetzen. Die Sozialdemokraten versuchten den Sitz in ihren
Reihen zu halten und nominierten dafür Eric Nussbaumer, der nach drei Amtszeiten im
Nationalrat den Wechsel in die kleine Kammer anstrebte. Konkurrenz aus dem linken
Lager bekam Nussbaumer in der Person von Maya Graf. Diese politisierte sogar schon
seit 2001 im Nationalrat. Sie war unter anderem 2012/13 Nationalratspräsidentin und
damit ein Jahr lang die «höchste Schweizerin». Dass sie bis weit über das eigene Lager
hinaus Sympathien genoss, hatte sie bei den Nationalratswahlen 2015 bewiesen, als sie
von allen Kandidierenden sowohl am meisten Stimmen als auch am meisten
Panaschierstimmen geholt hatte. Im Wahljahr des Frauenstreiks sprach ausserdem für
Graf, dass sie seit 2014 den Frauendachverband Alliance f als Co-Präsidentin führte. Die
Geschlechterfrage war im Baselbiet auch deshalb ein wichtiges Thema, weil der
Halbkanton noch nie zuvor im Ständerat durch eine Frau vertreten worden war. So gab
es denn auch einige Sozialdemokraten, welche statt Eric Nussbaumer lieber eine Frau
nominiert hätten. Weitere Unstimmigkeiten im links-grünen Lager provozierten die
Grünen, indem sie sich weigerten, eine Zusicherung für den Verzicht von Maya Graf im
zweiten Wahlgang zu geben, sollte diese nach dem ersten Durchgang hinter Eric
Nussbaumer liegen. Nussbaumer, der von Beginn weg angekündigt hatte, er würde sich
umgekehrt für Graf zurückziehen, reagierte irritiert, denn falls beide linken
Kandidierenden im zweiten Wahlgang erneut anträten, müsste man davon ausgehen,
dass eine lachende dritte Kandidatin das Rennen für sich entscheidet. Wie die Grünen,
setzten auch die Bürgerlichen ihre Hoffnungen in eine Frau. Für die FDP stieg
Nationalrätin Daniela Schneeberger ins Rennen. Schneeberger bekam zwar aus dem
bürgerlichen Lager viel Unterstützung, doch musste sie einen Rückschlag hinnehmen,
als die CVP auf eine Wahlempfehlung zu ihren Gunsten verzichtete und stattdessen
Stimmfreigabe beschloss. Die Position der CVP wurde hingegen als Erfolg für die vierte
Kandidatin im Ständeratsrennen  gewertet:  Elisabeth Augstburger von der EVP.
Augstburger, zuvor 16 Jahre Landrätin, sorgte im Wahlkampf für jede Menge
Schlagzeilen, weil sie in einem Interview die Ansicht vertrat, dass Konversionstherapien
Homosexuellen helfen könnten «sofern die oder der Betroffene das auch will». 

Wie erwartet erreichte niemand nach dem ersten Wahlgang das absolute Mehr von
38'496. In Führung lag nach dem ersten Durchgang Daniela Schneeberger, die 26'536
Stimmen auf sich vereinte. Dahinter lieferten sich Maya Graf und Eric Nussbaumer ein
Kopf-an-Kopf-Rennen – mit dem besseren Ende für Graf (22'986 Stimmen). Der
enttäuschte Eric Nussbaumer (22'519) platzierte sich nicht einmal 500 Stimmen
dahinter. Trotzdem zog er sich wie angekündigt zugunsten von Graf zurück und konnte
sich wenigstens daran freuen, die meisten Stimmen im Rennen um ein
Nationalratsmandat erhalten zu haben. Abgeschlagen zuhinterst landete Elisabeth
Augstburger (3'209), die sich daraufhin ebenfalls zurückzog. 

So kam es im zweiten Wahlgang zum Zweikampf zwischen Graf und Schneeberger.
Obwohl Schneeberger am meisten Stimmen geholt hatte, stieg eher Graf als Favoritin in
den zweiten Durchgang, da man davon ausging, dass die Grüne mehr Stimmen von
Nussbaumer würde erben können. Doch auch Schneeberger hoffte, dass einige
Stimmen des eher pragmatischen Sozialdemokraten Nussbaumer auf sie abfallen
würden. Zudem erhielt sie, anders als im ersten Durchgang, neben der Unterstützung
der SVP auch jene der CVP und der EVP. Doch trotz dieser Unterstützung reichte es
Schneeberger am Ende nicht. Maya Graf setzte sich im zweiten Wahlgang durch und zog
damit als erste Frau und als erste Grüne Baselbieterin in den Ständerat ein. Grafs 32'581
Stimmen reichten für einen Vorsprung von rund 2'000 Stimmen auf Schneeberger. 1'021
Stimmen entfielen auf diverse Kandidaten. Die Wahlbeteiligung im zweiten Durchgang
fiel gegenüber dem ersten (41.4%) um über sechs Prozentpunkte und betrug noch 35.0
Prozent. 10
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Invalidenversicherung (IV)

Anfang September 2019 berichtete der Sonntagsblick darüber, dass verschiedene Ärzte
für medizinische Gutachten für die IV über mehrere Jahre Millionenbeträge erhalten
hätten. Angeführt wurden Beispiele von einer Ärztin und einem Arzt, denen die IV-
Stellen in sechs Jahren CHF 1.86 Mio. respektive CHF 1.82 Mio. für Gutachten
ausbezahlt hätten. Ein Gutachter habe in sieben Jahren gar CHF 3.1 Mio. erhalten, war
in einem späteren Zeitungsbericht zu lesen. 
Problematisch seien diese hohen Zahlungen, weil die Gutachterinnen und Gutachter
deshalb nicht mehr unabhängig seien: Die Gefahr bestehe, dass sie im Sinne der IV-
Stellen entschieden und deshalb seltener Rentenleistungen als gerechtfertigt
einschätzten als andere Ärztinnen und Ärzte. Wer möglichst selten Arbeitsunfähigkeiten
feststelle, würde von den IV-Stellen auch zukünftig vermehrt für Gutachten eingeladen,
war die Vermutung der Medien. Diese Befürchtung untermauerte der Blick durch
Zahlen von kantonalen IV-Stellen, die aufgrund des Öffentlichkeitsprinzips hatten
zugänglich gemacht werden müssen: Im Kanton Basel-Landschaft zeige sich zum
Beispiel, dass im ersten Halbjahr 2018 zwei Ärzte für ein Viertel der psychiatrischen
Gutachten verantwortlich gewesen seien. Diese zwei Ärzte hätten in 26 Prozent der
Fälle eine Arbeitsunfähigkeit ab 40 Prozent festgestellt, alle anderen Gutachter seien
zusammen auf einen Anteil von 57 Prozent gekommen. In der Folge musste auch das
BSV die Liste der zwischen 2012 und 2018 eingesetzten Gutachterinnen und Gutachter
veröffentlichen, wobei sich ebenfalls eine einseitige Verteilung zeigte: 10 Prozent der
Gutachtenden erhielten in dieser Zeit 73 Prozent des Auftragsvolumens. 
Aufgrund der grossen Bedeutung, die den Gutachterinnen und Gutachtern im Rahmen
der IV-Verfahren zukomme, sei deren fehlende Unabhängigkeit besonders stossend,
argumentierten der Blick und in der Folge auch weitere Medien. So werde
hauptsächlich aufgrund der Gutachten entschieden, ob jemand IV erhalte. «Die
Gutachter erfüllen beinahe richterliche Funktionen», erklärte etwa Rainer Deecke,
Präsident der Selbsthilfeorganisation für Schmerzkranke, touché.ch. Das BSV
bezweifelte hingegen die fehlende Unabhängigkeit der Gutachterinnen und Gutachter
und betonte, dass «mit einem prozentualen Anteil bestimmter Arbeitsunfähigkeitsgrade
[...] sachlich fundiert keine qualitative Beurteilung einer Gutachtertätigkeit
vorgenommen werden [könne]». Stattdessen verwies BSV-Sprecher Harald Sohns
darauf, dass die Gutachten bis vors Bundesgericht Beweiskraft haben müssten und
somit nicht willkürlich erstellt werden könnten. 
Dass diese Beweiskraft jedoch nicht immer gegeben ist, zeigte die weitere
Berichterstattung zu diesem Thema in den Medien. Diese berichteten in den nächsten
Wochen von zahlreichen Personen, denen die IV-Rente unter anderem aufgrund von
Rechtsgutachten aberkannt oder nicht zugesprochen wurde, die ihre Forderungen
jedoch später vor Bundesgericht zumindest teilweise durchsetzen konnten. Gleichzeitig
wurden weitere Probleme bezüglich der IV-Gutachten publik: Betroffene berichteten
davon, dass ihre Aussagen in Gutachten verdreht worden seien oder dass sich die
Gutachterinnen und Gutachter für ein Gespräch teilweise weniger als 30 Minuten Zeit
genommen hätten. Ein Arzt erläuterte, dass er immer wieder praktisch identische
Gutachten – sogennante «Copy/Paste-Gutachten» – zu Gesicht bekomme. Teilweise
seien auch Ärztinnen und Ärzte aus Deutschland, welche die Situation in der Schweiz
nicht kennen würden, hier kaum Rechenschaft ablegen müssten und nur Hochdeutsch
verstünden, für Gutachten in die Schweiz geholt worden. Zudem gebe es
Ungereimtheiten bei den Mehrdisziplinen-Gutachten, bei denen mindestens drei
verschiedene medizinische Fachrichtungen einbezogen werden und die im Unterschied
zu Ein- oder Zweidisziplinen-Gutachten zufällig vergeben würden. So arbeiteten
beispielsweise verschiedene Ärzte des marktführenden Unternehmens bei
verschiedenen Gutachterfirmen, womit die Zufallsvergabe teilweise umgangen worden
sei.
Mitte Dezember 2019 berichteten die Medien schliesslich auch darüber, dass das BSV
allen kantonalen IV-Stellen ein jährliches «Sparziel» definiere, gemäss dem sie die Zahl
von Neurenten, die Gesamtrentenzahl sowie die Kosten pro Versicherten «halten» oder
«senken» sollten. Entsprechend «prüfe [die IV] nicht mehr überall offen, auf welche
Leistungen ein Versicherter Anspruch habe, sondern wie das Quotenziel erreicht
werden [könne]», kritisierte Alex Fischer von der Behindertenselbsthilfe Procap. Das
BSV verwies jedoch darauf, dass dies keine Sparvorgaben, sondern Leistungsziele seien
und somit einen Teil des Aufsichts- und Steuerungsprozesses der IV darstellten. Alle
Versicherten erhielten die ihnen gesetzlich zustehenden Leistungen, betonte das BSV.
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Die NZZ erklärte, dass diese Praxis auf die fünfte IV-Revision 2008 zurückzuführen sei.
Seither müsse das BSV prüfen, ob die Integration in den Arbeitsmarkt funktioniere,
wozu es ebendiese Kennzahlen verwende. Diese stellten somit nur einen
«Wasserpegelmesser» dar und seien für die IV-Stellen nicht verbindlich, ihre
Nichteinhaltung habe auch keine Folgen. Dennoch würden sie den Mitarbeitenden in
einigen Kantonen kommuniziert, ergänzten die Medien. 

Im Rahmen dieser Berichterstattung formulierten Behindertenverbände und
Sozialversicherungsanwälte zahlreiche Forderungen, wie die Politik dieser Problematik
begegnen solle. So brauche es schweizweite transparente Daten zu den IV-Gutachten
mit Einbezug der Anteile an erklärten Arbeitsunfähigkeiten, eine Aufzeichnung der
Gespräche und eine übergeordnete Qualitätskontrolle bei den Gutachten. Zudem
sollten die IV-Stellen zukünftig nicht mehr entscheiden dürfen, wer die Gutachten
erstelle; diese sollten nach Zufallsprinzip zugeteilt werden, wie es bei komplexen
Gutachten mit drei oder mehr Ärzten aufgrund eines Bundesgerichtsurteils 2011 heute
schon der Fall sei. Von diesen Massnahmen zeigten sich die Versicherungsmediziner
nicht überzeugt. Bereits heute gebe es Instrumente, um gute und schlechte Gutachten
zu unterscheiden. Tonbandaufnahmen würden hingegen zu neuen, langwierigen
Rechtsauseinandersetzungen führen, bestmögliche Rahmenbedingungen für das
Gespräch verhindern und zu einer verhörähnlichen Situation führen.  
In der folgenden Wintersession 2019 überschlugen sich die Parlamentarierinnen und
Parlamentarier förmlich mit Vorstössen zu diesem Thema. So reichten sie Anfragen
oder Interpellationen zur üblichen Qualität der Gutachten ein (Frage Müller-Altermatt,
cvp, SO; 19.5700) und stellten konkrete Fragen zu zwei im Zentrum der
Berichterstattung stehenden Gutachtern (Ip. Roduit, cvp, VS; 19.4498 und Ip. Bertschy,
glp, BE; 19.4481) und einem Unternehmen (Ip. Prelicz-Huber, gp, ZH; 19.4623) oder zu
Ärzten, die an mehreren Gutachterstellen arbeiteten (Ip. Studer, evp, AG; 19.4592).
Überdies wollten sie wissen, ob es gängige Praxis sei, dass IV-Stellen nur bei Attesten
einer Arbeitsunfähigkeit, nicht aber bei Arbeitsfähigkeit Nachfragen stellten (Frage
Roduit; 19.5647), ob die Quotenziele des BSV mit dem Rechtsanspruch auf IV in Konflikt
stünden (Ip. Graf, gp, BL; 19.4636), ob zukünftig alle IV-Gutachten zufällig vergeben
werden könnten (Ip. Lohr, cvp, TG; 19.4469) und was der Bundesrat allgemein tue, um
die Situation zu verbessern (Ip. Wasserfallen, sp, BE; 19.4513). Überdies stellten sie
Fragen zur von Bundesrat Berset angekündigten externen Untersuchung (Ip. Studer;
19.4593). So hatte der Gesundheitsminister im Rahmen der Fragestunde erklärt, eine
detaillierte Analyse der Situation und der notwendigen Massnahmen in Auftrag gegeben
zu haben. 
Darüber hinaus dürfte die Medienberichterstattung auch in die Beratung der
Weiterentwicklung der IV in der Wintersession 2019 eingeflossen sein. Da stritt man
sich zu diesem Zeitpunkt noch darum, ob den Gutachten künftig Tonaufzeichnungen,
wie vom Ständerat gewünscht, anstelle eines schriftlichen Protokolls durch die
Gutachter, wie es der Nationalrat vorgeschlagen hatte, beigelegt werden sollten.
Benjamin Roduit, der ebenfalls zwei Interpellationen zum Thema verfasst hatte, verwies
im Rat auf verschiedene Fälle, in denen Gutachten unsorgfältig oder unsachgemäss
erstellt worden seien. Mit 114 zu 78 Stimmen bestätigte der Nationalrat die
Verpflichtung zu Tonaufzeichnungen, welcher der Ständerat bereis zuvor zugestimmt
hatte. Zudem stimmte der Nationalrat einstimmig der Schaffung einer Liste aus
Gutachterstellen und Sachverständigen, in denen die Anzahl begutachteter Fälle sowie
die Ergebnisse des Gutachtens bezüglich des Grads der attestierten Arbeitsunfähigkeit
enthalten war, zu. In seiner ersten Beratung hatte er sich auf eine Gutachterliste ohne
Grad der Arbeitsunfähigkeit beschränkt. Eine weitere in der Diskussion erwähnte
Forderung hatte das Parlament im Rahmen der Weiterentwicklung der IV bereits
umgesetzt: So schuf es eine Kommission aus Gutachterstellen, Ärzteschaft,
Wissenschaft und Patientenschaft, welche die Zulassung als Gutachterstellen, das
Verfahren zur Gutachtenerstellung und die Ergebnisse der medizinischen Gutachten
überwachen sollte. 11
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